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B9-0173/2022

Entschließung des Europäischen Parlaments zum Beginn der Umsetzung der 
Kohäsionspolitik 2021–2027
(2022/2527(RSP))

Das Europäische Parlament,

– gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union, insbesondere 
auf die Artikel 4, 162, 174–178 und 349,

– unter Hinweis auf die Verordnung (EU) 2021/1060 des Europäischen Parlaments und 
des Rates vom 24. Juni 2021 mit gemeinsamen Bestimmungen für den Europäischen 
Fonds für regionale Entwicklung, den Europäischen Sozialfonds Plus, den 
Kohäsionsfonds, den Fonds für einen gerechten Übergang und den Europäischen 
Meeres-, Fischerei- und Aquakulturfonds sowie mit Haushaltsvorschriften für diese 
Fonds und für den Asyl-, Migrations- und Integrationsfonds, den Fonds für die innere 
Sicherheit und das Instrument für finanzielle Hilfe im Bereich Grenzverwaltung und 
Visumpolitik (Verordnung mit gemeinsamen Bestimmungen)1,

– unter Hinweis auf die Verordnung (EU, Euratom) 2020/2093 des Rates vom 
17. Dezember 2020 zur Festlegung des mehrjährigen Finanzrahmens für die Jahre 2021 
bis 20272,

– gestützt auf die Verordnung (EU, Euratom) 2018/1046 des Europäischen Parlaments 
und des Rates vom 18. Juli 2018 über die Haushaltsordnung für den 
Gesamthaushaltsplan der Union, zur Änderung der Verordnungen (EU) Nr. 1296/2013, 
(EU) Nr. 1301/2013, (EU) Nr. 1303/2013, (EU) Nr. 1304/2013, (EU) Nr. 1309/2013, 
(EU) Nr. 1316/2013, (EU) Nr. 223/2014, (EU) Nr. 283/2014 und des Beschlusses 
Nr. 541/2014/EU sowie zur Aufhebung der Verordnung (EU, Euratom) Nr. 966/20123,

– unter Hinweis auf die Verordnung (EU) 2021/1058 des Europäischen Parlaments und 
des Rates vom 24. Juni 2021 über den Europäischen Fonds für regionale Entwicklung 
und den Kohäsionsfonds4,

– unter Hinweis auf die Verordnung (EU) 2021/1059 des Europäischen Parlaments und 
des Rates vom 24. Juni 2021 über besondere Bestimmungen für das aus dem 
Europäischen Fonds für regionale Entwicklung sowie aus Finanzierungsinstrumenten 
für das auswärtige Handeln unterstützte Ziel „Europäische territoriale Zusammenarbeit“ 
(Interreg)5,

– unter Hinweis auf die Mitteilung der Kommission vom 4. Februar 2022 mit dem Titel 
„Achter Kohäsionsbericht: Kohäsion in Europa bis 2050“ (COM(2022)0034),

1 ABl. L 231 vom 30.6.2021, S. 159.
2 ABl. L 433 vom 22.12.2020, S. 11.
3 ABl. L 193 vom 30.7.2018, S. 1.
4 ABl. L 231 vom 30.6.2021, S. 60.
5 ABl. L 231 vom 30.6.2021, S. 94.



RE\1253130DE.docx 3/5 PE719.458v01-00

DE

– unter Hinweis auf den Vorschlag vom 8. März 2022 für eine Verordnung des 
Europäischen Parlaments und des Rates zur Änderung der Verordnung (EU) 
Nr. 1303/2013 und der Verordnung (EU) Nr. 223/2014 in Bezug auf den Einsatz von 
Kohäsionsmitteln zugunsten von Flüchtlingen in Europa (CARE) (COM(2022)0109),

– unter Hinweis auf die Anfrage an die Kommission zur Umsetzung der Kohäsionspolitik 
2021–2027 (O-000002/2022 – B9-0006/2022),

– gestützt auf Artikel 136 Absatz 5 und Artikel 132 Absatz 2 seiner Geschäftsordnung,

A. in der Erwägung, dass die Kohäsionspolitik dauerhaft die wichtigste EU-weite 
Investitions- und Solidaritätspolitik für soziale Gleichheit und einen gerechten 
Übergang darstellt und ein etablierter Katalysator für nachhaltiges Wachstum und 
Arbeitsplätze, für den wirtschaftlichen, sozialen und territorialen Zusammenhalt in der 
EU und für die Verwirklichung der Klimaziele der EU, des europäischen Grünen Deals 
und der Ziele für nachhaltige Entwicklung ist und dass ihr bis 2027 Haushaltsmittel in 
Höhe von 392 Mrd. EUR zur Verfügung stehen;

B. in der Erwägung, dass die Pandemie der Hauptgrund für die Verzögerung bei den 
Verhandlungen über die Kohäsionspolitik war, die in der Folge zu einer Verzögerung 
bei der Annahme des Rechtsrahmens für den Finanzierungszeitraum 2021–2027 geführt 
hat; in der Erwägung, dass die meisten Mitgliedstaaten offenbar nicht in der Lage 
waren, die Vorbereitung des Programmplanungsprozesses zu beschleunigen;

C. in der Erwägung, dass die Priorisierung der Ausarbeitung der Aufbau- und 
Resilienzpläne sowie der Ausgaben im Rahmen von REACT-EU vor dem Hintergrund 
der COVID-19-Pandemie zwar erforderlich war, unbeabsichtigt aber zu der genannten 
Verzögerung beigetragen hat;

D. in der Erwägung, dass die Finanzierung der Kohäsionspolitik mit der Charta der 
Grundrechte, der Rechtsstaatlichkeit und dem europäischen Verhaltenskodex für 
Partnerschaften im Einklang stehen sollte;

E. in der Erwägung, dass Partnerschaftsvereinbarungen und -programme strategische 
Instrumente zur Steuerung von Investitionen in den Mitgliedstaaten und Regionen 
entsprechend den aktuellsten verfügbaren Informationen sind, dass aber bislang nur 
einige wenige vorgelegt wurden, wobei bisher lediglich eine Vereinbarung (in 
Griechenland) angenommen wurde;

F. in der Erwägung, dass infolgedessen nur 0,2 % der für 2021 im Rahmen von Rubrik 2.1 
(„Wirtschaftlicher, sozialer und territorialer Zusammenhalt“) vorgesehenen Mittel für 
Verpflichtungen gebunden wurden, was einen deutlich geringeren Anteil als 2014 
(damals waren es 4,22 %) darstellt und auch der Tatsache geschuldet ist, dass neuen 
Fonds und Initiativen wie etwa der Aufbau- und Resilienzfazilität (ARF), REACT-EU 
und dem Fonds für einen gerechten Übergang Vorrang eingeräumt wurde;

G. in der Erwägung, dass der Kommissar für Haushalt und Verwaltung offiziell erklärt hat, 
er gehe davon aus, dass fast die gesamte Mittelzuweisung für 2021 auf der Grundlage 
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der Verordnung (EU, Euratom) 2020/2093 des Rates für die folgenden Jahre neu 
geplant werden muss6;

1. erklärt sich sehr besorgt über die erheblichen Verzögerungen bei der Umsetzung der 
Kohäsionspolitik für den Zeitraum 2021–2027 und erachtet es als wichtig, in der 
Anfangsphase des Programmplanungszeitraums hochwertige Programme anzunehmen, 
damit später keine Programmanpassung vorgenommen werden muss;

2. betont, dass die derzeitigen Verzögerungen eine Herausforderung für die Fähigkeit 
nationaler, regionaler und lokaler Behörden darstellen, wirksam zu planen, die Mittel 
der EU-Kohäsionspolitik für den Zeitraum 2021–2027 umzusetzen und die 
wirtschaftliche Erholung und Widerstandsfähigkeit der europäischen Regionen 
sicherzustellen;

3. weist darauf hin, dass die Kohäsionspolitik zusammen mit der Kofinanzierung durch die 
Mitgliedstaaten weiterhin einen Großteil der wachstumsbezogenen öffentlichen 
Ausgaben in der EU ausmacht und ein wichtiges Instrument zur Bekämpfung des 
Klimawandels und zur Unterstützung der Verwirklichung der Ziele des 
Übereinkommens von Paris ist; betont, dass es daher unerlässlich ist, unmittelbar nach 
Annahme der neuen Programme mit deren Umsetzung zu beginnen, um den 
wirtschaftlichen, sozialen und territorialen Zusammenhalt in der EU zu stärken, 
Ungleichgewichte zwischen und innerhalb von Ländern und Regionen zu korrigieren, 
die politischen Prioritäten der Union, darunter insbesondere ein fairer und inklusiver 
ökologischer und digitaler Wandel, zu verwirklichen, die Erfolge der Investitionen in 
nachhaltiges Wachstum zu maximieren, die Produktivität zu steigern, die Schaffung von 
Arbeitsplätzen zu fördern, dem Rückgang der biologischen Vielfalt entgegenzuwirken 
und den Grundsatz der „Vermeidung erheblicher Beeinträchtigungen“ einzuhalten;

4. fordert die Kommission und die Mitgliedstaaten nachdrücklich auf, alles in ihrer Macht 
Stehende zu tun, um die Annahme von Partnerschaftsvereinbarungen und -programmen 
innerhalb kürzester Zeit zu beschleunigen, ohne die Ziele für den Beitrag zum 
Klimaschutz, das Partnerschaftsprinzip und den Konsultationsprozess mit den lokalen 
und regionalen Gebietskörperschaften sowie den Organisationen der Zivilgesellschaft 
zu untergraben, und gleichzeitig die von der örtlichen Bevölkerung betriebene lokale 
Entwicklung und andere Bottom-up-Ansätze zu fördern; fordert die Kommission 
insbesondere auf, unter Beibehaltung eines stark auf Qualität, die übergreifenden 
Grundsätze und die Notwendigkeit, die Betrugsbekämpfung fortzusetzen, 
ausgerichteten Schwerpunkts alle Möglichkeiten zur Straffung ihrer internen Verfahren 
zur Unterstützung dieses Prozesses zu prüfen;

5. fordert die Mitgliedstaaten auf, die Kohäsionspolitik und die ARF als 
haushaltspolitisches und operatives Tandem zu betrachten, anstatt der Umsetzung der 
nationalen Aufbau- und Resilienzpläne Vorrang vor der Planung und Umsetzung der 
Kohäsionsprogramme einzuräumen; hält es für wesentlich, Komplementarität sowohl 
innerhalb der Kohäsionsprogramme und der ARF als auch zwischen ihnen herzustellen 
und Überschneidungen bei ihrer Umsetzung zu vermeiden; fordert die Kommission auf, 

6 Verordnung (EU, Euratom) 2020/2093 des Rates vom 17. Dezember 2020 zur Festlegung des mehrjährigen 
Finanzrahmens für die Jahre 2021 bis 2027 (ABl. L 433 I vom 22.12.2020, S. 11).
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dafür zu sorgen, dass die Mitgliedstaaten bei den Kohäsionsprogrammen den Grundsatz 
der Zusätzlichkeit von Ressourcen achten;

6. fordert die Kommission in diesem Zusammenhang auf, die Möglichkeiten, die im 
Rahmen der geltenden Verordnung mit gemeinsamen Bestimmungen für eine schnellere 
Genehmigung von Partnerschaftsabkommen und -programmen bestehen, in vollem 
Umfang zu nutzen und dabei den Verhaltenskodex für Partnerschaften zu achten;

7. fordert die Kommission angesichts dessen auf, mit den Mitgliedstaaten 
zusammenzuarbeiten und dem Parlament die von ihr zugunsten einer leichteren 
Umsetzung der Programme geplanten Maßnahmen sowie den vorgesehenen Zeitplan 
vorzulegen;

8. ist besorgt darüber, dass eine vermeintlich unzulängliche Mittelausschöpfung zu 
Forderungen nach einer Kürzung der Mittel für die Kohäsionspolitik im nächsten 
Programmplanungszeitraum führen könnte; fordert die Kommission daher auf, einen 
Notfallplan vorzulegen, um das Risiko einer unzureichenden Mittelausschöpfung und 
Aufhebung von Mittelbindungen aufgrund des späten Programmbeginns durch einen im 
Rahmen der Halbzeitüberprüfung vorgelegten Legislativvorschlag und 
erforderlichenfalls durch eine entsprechende Überarbeitung des mehrjährigen 
Finanzrahmens zu mindern;

9. betont, dass die derzeitige Verzögerung bei der Umsetzung der kohäsionspolitischen 
Programme 2021–2027 die Fähigkeit der Mitgliedstaaten beeinträchtigt, im 
Zusammenhang mit dem Angriff Russlands gegen die Ukraine nicht nur auf die 
Energie- und Versorgungskrise, sondern auch mittel- und langfristig auf die 
Flüchtlingskrise zu reagieren; begrüßt die vorübergehende Flexibilität und die 
zusätzlichen Maßnahmen, die der CARE-Vorschlag und der jüngste Vorschlag der 
Kommission zur Anhebung der Vorfinanzierung bieten und die dazu beitragen werden, 
dass die Mitgliedstaaten besser auf diese humanitäre Krise reagieren können; weist 
darauf hin, dass CARE sich nicht negativ auf den Haushalt auswirken und die laufenden 
Programme, Projekte und Investitionen nicht beeinträchtigen würde; betont jedoch, dass 
CARE und die vorgeschlagene Nutzung von Mitteln aus REACT-EU im 
Zusammenhang mit der derzeitigen Flüchtlingskrise möglicherweise nicht ausreichen; 
fordert die Kommission auf, zu prüfen, ob es möglich wäre, die im Rahmen des 
laufenden Finanzierungszeitraums für 2022 angesetzten Mittel, die aufgrund von 
Verzögerungen bei der Programmplanung freiwerden könnten, für CARE II zu 
verwenden, um die weitere Versorgung von Flüchtlingen sicherzustellen;

10. beauftragt seine Präsidentin, diese Entschließung der Kommission, dem Rat, den 
Regierungen und Parlamenten der Mitgliedstaaten, dem Ausschuss der Regionen und 
dem Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschuss zu übermitteln.


